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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Am 15. Oktober 2022 enstand aus der Fusion der «Aktion für eine unabhängige und
neutrale Schweiz (Auns)», dem «Komitee Nein zum schleichenden EU-Beitritt (EU-No)»
und der «Unternehmer-Vereinigung gegen den EU-Beitritt» ein neuer
nationalkonservativer und EU-skeptischer Verein namens «Pro Schweiz». An dessen
Gründungsversammlung beschlossen die anwesenden Mitglieder, die von Alt-Bundesrat
Christoph Blocher lancierte Neutralitätsinitiative inhaltlich sowie finanziell zu
unterstützen. Die Volksinitiative entstand in Reaktion auf die Übernahme der EU-
Sanktionen gegen Russland und die neue Auslegung der Neutralitätspolitik. Die Initiative
wurde am 19. Oktober lanciert und hat das Ziel, eine «immerwährende» und
«bewaffnete» Neutralität in der Verfassung zu verankern. Das Begehren will der Schweiz
den Beitritt zu Militär- und Verteidigungsbündnissen und die Beteiligung an
militärischen Auseinandersetzungen verbieten. Auch nichtmilitärische
Zwangsmassnahmen wie Wirtschaftssanktionen sollen laut Initiative tabu werden. Die
einzigen Ausnahmen bilden die Verpflichtungen gegenüber der UNO und Massnahmen
zur Verhinderung der Umgehung von Sanktionen von Drittstaaten. Eine weitere
Forderung der Initiative beinhaltet, dass die Schweiz ihre Neutralität nutzt, um Konflikte
zu verhindern oder aufzulösen, indem sie sich als Vermittlerin einsetzt.
Erstaunlicherweise war Christoph Blocher, der die Initiative massgebend
vorangetrieben hatte, nicht Teil des Initiativkomitees. Blocher liess verlauten, dass er in
seinem Alter keinen Abstimmungskampf mehr führen wolle. Präsidiert wurde das
Initiativkomitee von SVP-Nationalrat Walter Wobmann (svp, SO), der in der Rolle des
Abstimmungskämpfers schon bei der Minarett- und der Burka-Initiative erfolgreich
gewesen war. Die Frist für das Sammeln der nötigen 100'000 Unterschriften läuft bis
zum 8. Mai 2024. 

Die Initiative stiess bei den Parlamentariern und Parlamentarierinnen anderer Parteien
auf wenig Gegenliebe. Mitte-Fraktionschef Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) sprach
sich gegen das Begehren aus, da sich die Schweiz nicht «in jeder Krise hinter der
Neutralität verstecken» dürfe. FDP-Nationalrat Hans-Peter Portmann (fdp, ZH)
erachtete die SVP-Initiative als falschen Weg. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.10.2022
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im März 2022 forderten Ständerat Sommaruga (sp, GE) und die Fraktion der SP (Mo.
22.3214) im Nationalrat in fast identischen Motionen die Schaffung einer Taskforce für
die Sperrung von russischen und belorussischen Oligarchengeldern. Die Taskforce
solle die Guthaben von reichen russischen und belorussischen Staatsangehörigen, die
auf der Liste der im Kontext des Ukrainekriegs sanktionierten Personen stehen, finden,
sperren und gegebenenfalls konfiszieren. Sommaruga und die SP-Fraktion nannten eine
ähnliche Taskforce aus den Vereinigten Staaten als Vorbild und kritisierten das SECO
dafür, dass es seit Kriegsbeginn nur eine Deklarationspflicht für solche Gelder
eingeführt habe. Der Bundesrat gestand in seiner Stellungnahme, dass die Umsetzung
der Sanktionen die verschiedenen Departemente vor neue Herausforderungen stelle.
Die Prozesse zwischen Bundesbehörden und privaten Unternehmen funktionierten
jedoch gut und seien effizient, zumindest deuteten die zahlreichen Meldungen und die
hohe Summe an eingefrorenen Vermögenswerten darauf hin. Die Schaffung einer
Taskforce erachtete der Bundesrat zu jenem Zeitpunkt daher als nicht notwendig. Die
Schweiz habe zudem auf Einladung der Europäischen Kommission schon an mehreren
Treffen der EU-Taskforce «Freeze and Seize» teilgenommen und werde sich weiterhin
darum bemühen, die Wirksamkeit der Sanktionsdurchsetzung in Europa zu stärken. Aus
diesen Gründen beantragte der Bundesrat die Ablehnung beider Motionen.

In der Sommersession 2022 diskutierte der Ständerat über die Motion Sommaruga und
beschloss auf einen Ordnungsantrag von Benedikt Würth (fdp, SG), den Vorstoss zur
Vorprüfung der zuständigen Kommission zuzuweisen. Würth erklärte, dass es
unabhängig vom Ukraine-Krieg einige Entwicklungen im Bereich der «Financial Action
Task Force» gebe, beispielsweise zur Identifizierung der wirtschaftlich berechtigten
Personen bei juristischen Personen. Er verlangte daher, dass der Ständerat einen
Bericht des EFD zur Feststellung der wirtschaftlich Berechtigten von juristischen

MOTION
DATUM: 14.06.2022
AMANDO AMMANN
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Personen an den Bundesrat im dritten Quartal 2022 abwarten solle, um dessen
Erkenntnisse in die Beurteilung einfliessen zu lassen. Motionär Sommaruga begrüsste
den Ordnungsantrag, da das heikle Thema noch einige vertiefte Abklärungen nötig
mache. Sommaruga forderte, dass sich die Rechtskommission mit der Motion befassen
solle, da sie sich sowieso im Rahmen von Anhörungen mit der Thematik beschäftige.
Tatsächlich wurde das Geschäft in der Folge der RK-SR zugewiesen. 

Ebenfalls in der Sommersession 2022 befasst sich der Nationalrat im Rahmen einer
ausserordentlichen Session mit der Motion der SP-Fraktion. Baptiste Hurni (sp, NE)
kritisierte den Bundesrat scharf dafür, dass die Schweiz bislang nur CHF 6 Mrd. von
insgesamt über CHF 200 Mrd. blockiert habe, die gemäss Schätzungen der
Schweizerischer Bankiervereinigung in der Schweiz liegen würden. Er störte sich auch
daran, dass der Bundesrat zwar von der multilateralen Taskforce «Russian Elites,
Proxies, and Oligarchs» der G7-Staaten Kenntnis genommen habe, aber noch keine
Entscheidung betreffend eine Teilnahme gefällt habe. Auch seine Parteikollegin Mattea
Meyer (sp, ZH) plädierte dafür, mehr Gelder zu blockieren und den Krieg in der Ukraine
«nicht mehr aus der Schweiz heraus» mitzufinanzieren. Die Meldepflicht des SECO sei
hierfür nicht ausreichend, denn es sei zu einfach, die jetzigen Kontrollen zu umgehen.
Die Grünliberalen kritisierten in der Person von Jürg Grossen (glp, BE) die mangelhafte
Umsetzung der beschlossenen Sanktionen. Man anerkenne zwar, dass die Sperrung der
Vermögenswerte nicht einfach sei – beispielsweise weil die Betroffenen mehrere
Staatsbürgerschaften hätten –, aber man erwarte die Schaffung eines sauberen
rechtstaatlichen Verfahrens, wie dies auch beim Potentatengeldergesetz geschehen sei.
Grossen meinte, dass eine Taskforce diesbezüglich eine wichtige Aufnahme
übernehmen könne. Auch die Fraktion der Grünen unterstützte das Motionsanliegen.
Die Mitte sei zwar dafür, dass Bewegung in die Sanktionsumsetzung komme, lehne das
Motionsanliegen jedoch ab, erklärte Philipp Bregy (mitte, VS). Die Beschlagnahmung von
Vermögen sei rechtsstaatlich nicht vertretbar, nur eine Sperrung wäre vorstellbar. Da
sich die Motion inhatlich nicht splitten lasse, lehne die Mitte diese deswegen ab. Bregy
kündigte aber an, dass man das Thema einer Taskforce in der APK-NR wieder
aufnehmen werde, falls der Bundesrat den Prozess nicht selber vorantreibe. Beat Walti
(fdp, ZH) erklärte hingegen, dass die FDP mit der Arbeit der bestehenden
Koordinationsgruppe Sanktionspolitik zufrieden sei und auch die «Bestrebungen
bezüglich der Mitwirkung in der international ausgerufenen Taskforce» für
erfolgversprechend befände. Gregor Rutz (svp, ZH) lehnte die Motion schliesslich im
Namen der SVP-Fraktion gänzlich ab und warf den Unterstützerinnen und Unterstützern
vor, sich gegen grundlegende Prinzipien des Rechtsstaats zu wenden. Bundesrat
Parmelin erläuterte, dass die Umsetzung der Sanktionen durch die betroffenen
Bundesstellen mittlerweile effizient verlaufe und auch Vermögenswerte eingefroren
würden. Eine neue Taskforce erbringe keinen Mehrwert, da die Behörden im Rahmen
der geltenden Rechtsgrundlagen bereits nach Vermögen suchten und diese blockieren
könnten. Eine Einziehung von Vermögenswerten wäre hingegen rechtlich nicht möglich
und würde eine Gesetzesrevision nötig machen, erläuterte der Bundesrat. Die grosse
Kammer lehnte den Vorstoss der SP-Fraktion mit 103 zu 78 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) gegen den Willen der SP, der Grünliberalen und der Grünen ab. 2

Gute Dienste

Im Rahmen der Vorbereitung für die Ukraine Reform Conference in Lugano, die auf
Anfang Juli 2022 geplant war, tat sich einiges im EDA. Weil ein physisches Treffen der
wichtigsten Vertreter, das im Januar 2022 am Rande des WEF vorgesehen gewesen
wäre, aufgrund dessen Verschiebung nicht stattfinden konnte, wurde noch im Januar
ersatzweise ein Online-Anlass organisiert, an dem nebst Bundespräsident Ignazio Cassis
auch der ukrainische Präsident Volodymyr Zelenskyy teilnahm. Zelenskyy äusserte seine
Erwartungen an die Konferenz. Es solle sich um eine Diskussionsplattform handeln, mit
deren Hilfe darüber nachgedacht werden solle, wie die Resilienz der Ukraine gestärkt
und ihre Transformation beschleunigt werden könnte. Im Zentrum des Anlasses sollten
insbesondere die allgemeinen Wirtschaftsbeziehungen der Ukraine, die
wirtschaftspolitischen Reformen und das rechtsstaatliche Investitionsumfeld stehen. 

Angesichts des mittlerweile gestarteten russischen Aggressionskriegs in der Ukraine
wurde die Konferenz im Mai 2022 umbenannt und sollte fortan unter dem Namen
«Ukraine Recovery Conference» mit dem Ziel des Wiederaufbaus der Ukraine
durchgeführt werden. Anlässlich des verschobenen WEF-Jahrestreffens in Davos Ende
Mai 2022 informierten Bundespräsident Cassis, der ukrainische Premierminister Denys
Shmyhal und Aussenminister Dmytro Kuleba über den geplanten Ablauf der Konferenz.

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.07.2022
AMANDO AMMANN
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Rund vierzig Staaten und 20 internationale Organisationen – darunter die OECD und die
EBWE – seien bereits an die Konferenz eingeladen worden. Diese werde einen
konkreten Wiederaufbau- und Entwicklungsplan zum Ziel haben und Diskussionen über
Prioritäten, Methoden und Prinzipien des Wiederaufbaus und dessen Gestaltung in den
Bereichen Wirtschaft, Infrastruktur, Umwelt und Soziales umfassen. Das EDA teilte mit,
dass Reformen besprochen werden sollten, die den Wiederaufbau begleiten werden
und «in der jetzigen Situation implementiert werden können». 

Im Juni 2022 beschloss der Bundesrat aufgrund der anhaltenden internationalen
Spannungen umfangreiche Sicherheitsmassnahmen während der Durchführung der
Konferenz in Lugano. Da die Veranstaltung als «ausserordentliches Ereignis»
klassifiziert wurde, beteiligte sich der Bund zu 80 Prozent an den anfallenden
Sicherheitskosten, wobei er zudem den Einsatz von bis zu 1'600 Armeeangehörigen zur
Unterstützung der Tessiner Kantonspolizei beschloss. Die Armee sollte auch den
Luftraum in der Region Lugano überwachen und dessen Nutzung temporär
einschränken.
Einige Tage darauf äusserten sich verschiedene Schweizer Politiker in der Zeitung
«Blick» sehr kritisch über die anstehende Konferenz. SVP-Präsident Marco Chiesa (svp,
TI) sah in der Veranstaltung keinen Sinn, da es sich weder um eine Reformkonferenz,
noch einen Friedensgipfel handle. Für Letzteres hätte es die Einladung beider
Kriegsparteien bedurft, zudem sei der Krieg noch in vollem Gange und somit sei unklar
«was überhaupt aufgebaut werden muss». Auch für Mitte-Fraktionschef Philipp Bregy
(mitte, VS) waren Ziel und Zweck der Lugano-Konferenz nicht klar erkennbar, weshalb
die Mitte eine Klärung durch Aussenminister Cassis erwartete. SP-Nationalrat Eric
Nussbaumer (sp, BL) mahnte, dass die Konferenz «sorgfältig in die laufenden
internationalen Bemühungen eingebettet» werden müsse, um zur Beendigung des
Krieges beitragen zu können. 
Bundespräsident Cassis liess sich von den kritischen Stimmen nicht beirren und
betonte an einer Pressekonferenz Ende Juni, dass eine Absage der Konferenz ein
negatives Signal vonseiten der internationalen Gemeinschaft darstellen würde. Die
Schweiz, die sich mit ihrer langen Tradition der Guten Dienste für Stabilität in Europa
einsetze, könne sich nicht zurückziehen. Zumindest die Tessiner Regierung zeigte sich
stolz, einen solchen Anlass beherbergen zu dürfen. Norman Gobbi (lega, TI) sah darin
eine Chance für Lugano, sich als Stadt mit internationalem Charakter zu profilieren und
zugleich zum Frieden in Europa beizutragen. Die Aargauer Zeitung merkte an, dass die
Konferenz zeitlich optimal gelegen sei, fänden doch im Vorfeld mit dem EU-Gipfel und
der Diskussion über den Kandidatenstatus der Ukraine, dem G7-Gipfel und dem NATO-
Gipfel zahlreiche internationale Treffen statt. Dadurch müsse man in Lugano nicht
zusätzlich auch noch über anderweitige politische und sicherheitsrelevante
Kriegsthemen diskutieren, sondern könne sich auf das angekündigte Programm
fokussieren. Auch Simon Pidoux – EDA-Sonderbotschafter für die Ukraine-
Reformkonferenz – hob gegenüber Le Temps den Nutzen der Konferenz hervor. Sie
biete dem Privatsektor im In- und Ausland eine erste Gelegenheit, direkt mit der
ukrainischen Regierung in Kontakt zu treten und deren Bedürfnisse im Rahmen des
Wiederaufbaus in Erfahrung zu bringen. 

Neuerliche Kritik kam Ende Juni auf, nachdem der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz
und EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen zum Abschluss des G7-Gipfels
eine eigene Ukraine-Wiederaufbaukonferenz ankündigten. SVP-Nationalrat und Mitglied
der APK-NR Franz Grüter (svp, LU) meinte darin ein Zeichen der fehlenden
Wahrnehmung der Lugano-Konferenz zu erkennen. Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH)
warf dem EDA vor, konzeptionelle Fehler gemacht zu haben, wenn sich die
europäischen Partner schon nicht auf ein koordiniertes Vorgehen einigen könnten. Das
EDA teilte hingegen mit, dass sich die internationalen Bemühungen angesichts der
Komplexität des Wiederaufbaus ergänzen würden. Der politisch-diplomatische Prozess
werde in Lugano initiiert, die Konferenz stelle also nur den Beginn des
Wiederaufbauprozesses dar. 

Kurz vor Beginn der Konferenz unterzeichneten UVEK-Vorsteherin Simonetta
Sommaruga und der ukrainische Umweltminister Ruslan Strilets ein bilaterales
Klimaabkommen, das zusätzliche Mittel für den Klimaschutz mobilisieren soll. 

Die Konferenz wurde am 4. Juli von Bundespräsident Cassis eröffnet, der in seiner
Willkommensrede verlangte, dass sich der ursprüngliche Zweck der Konferenz
(institutionelle Reformen) und der neue Zweck (zielgerichteter Wiederaufbau) ergänzen
müssten. Obwohl Präsident Zelenskyy nur virtuell an der Konferenz teilnehmen konnte,
war die Ukraine durch Premierminister Schmyhal prominent vor Ort vertreten. Das EDA
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teilte mit, dass in den folgenden beiden Tagen Gespräche über den Wiederaufbau- und
Entwicklungsplan der Ukraine, die Beiträge der internationalen Partner, die Prinzipien
des Wiederaufbaus aber auch separate Arbeitsgespräche in den Bereichen Wirtschaft,
Soziales, Digitalisierung, Infrastruktur und Umweltschutz stattfinden würden. Die
Konferenz wurde mit der Veröffentlichung der sogenannten «Lugano-Deklaration», die
die wichtigsten Ergebnisse der Konferenz vorstellt, abgeschlossen. Das Dokument und
die darin formulierten «Lugano-Prinzipien» diene als gemeinsamer Richtwert für die
Zukunft und solle den weiteren Wiederaufbauprozess prägen, erklärte Cassis. Die
Schlusserklärung verurteilte die russische Aggression, forderte den Rückzug aller
russischen Truppen und verpflichtete die in Lugano anwesenden Staaten, die Ukraine
kurz- und langfristig beim Wiederaufbau zu unterstützen.
Cassis stellte die sieben Kernprinzipien in seiner Abschlussrede vor: Partnerschaft: der
Wiederaufbauprozess wird von der Ukraine gesteuert und mit internationalen Partnern
vorangetrieben; Fokus auf Reformen: Wiederaufbau und der Ausbau von Reformen
bedingen sich gegenseitig; Transparenz und Rechenschaftspflicht, eine unabhängige
Justiz und die Bekämpfung von Korruption; Demokratische Partizipation unter Einbezug
lokaler Gemeinschaften; Multi-Stakeholder Engagement: nationale und internationale
Akteure werden miteinbezogen; Gleichheit, kein Ausschluss von Minderheiten;
Nachhaltigkeit gemäss der Agenda 2030 und dem Abkommen von Paris, der
Wiederaufbau und die Reformen beschränken sich nicht nur auf Infrastruktur und
Institutionen sondern umfassen auch soziale, wirtschaftliche und ökologische Aspekte. 

Die britische Aussenministerin Elizabeth Truss hatte schon zu Beginn der Konferenz
angekündigt, dass 2023 eine weitere Konferenz durch das Vereinigte Königreich
organisiert werde, Deutschland hatte verlauten lassen selbiges im Jahr 2024 zu tun und
EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen hatte die Initiative für eine Wiederaufbau-
Plattform vorgestellt, deren Grundstein die Lugano-Prinzipien darstellten. 
Das EDA teilte im Anschluss an die Konferenz überdies mit, dass das SECO in Lugano
zwei Abkommen mit der Weltbank und der EBWE abgeschlossen habe, die Beiträge von
jeweils CHF 10 Mio. für deren Ukraine-Programme vorsähen. Dadurch sollten die
nichtmilitärischen Kernfunktionen der Ukraine aufrechterhalten, das wirtschaftliche
Reformprogramm an das Wiederaufbauprogramm angepasst und die
Wettbewerbsfähigkeit ukrainischer KMUs erhalten werden. Zudem beschlossen das
SECO und die DEZA, die Beiträge an die Ukraine bis Ende 2023 auf über CHF 100 Mio. zu
verdoppeln und Bundespräsident Cassis kündigte an, CHF 15 Mio. für die digitale
Transformation in der Ukraine zu sprechen. 3
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